
Richtlinienkonforme Umsetzung sicherstellen
Die umzulegenden Kosten sind nach der EU-Richtlinie 
„zwischen den betroffenen Akteuren“, d.h. zwischen den 
Unternehmen und den Kommunen, festzulegen. Die vorge-
schlagene Festlegung der Kosten durch das BMUV wider-
spricht daher den europäischen Vorgaben. Die betroffenen 
Wirtschaftssektoren hatten bereits im März 2021 einen 
umfassenden Vorschlag für eine richtlinienkonforme, ef-
fiziente und bürokratiearme privatwirtschaftliche Um-
setzung unter Nutzung der vorhandenen Strukturen der 
Zentralen Stelle Verpackungsregister (ZSVR) vorgelegt. 
Leider hat sich BMUV dagegen für eine staatliche Abgabe 
entschieden.

Rechtliche Gründe gegen eine Sonderabgabe 
Gegen eine staatliche Sonderabgabe bestehen erhebliche 
rechtliche Bedenken: Die strengen rechtlichen Vorausset-
zungen für eine solche Abgabe liegen aus Expertensicht 
nicht vor. Außerdem gelten auf der Ausgabenseite für eine 
staatliche Finanzierung die hohen Anforderungen des 
EU-Beihilferechts. Eine staatliche Sonderabgabe würde 
schließlich die Produktverantwortung und das System der 
privatwirtschaftlichen Abfallsammlung und Verwertung 
schwächen.

EWK-Kommission muss entscheiden können
Für eine richtlinienkonforme Umsetzung ist es erforder-
lich, dass die sog. Einweg-Kunststoff-Kommission – wie 
im Konzept der Wirtschaftsverbände vorgesehen – als un-
abhängiges und verantwortliches Entscheidungsgremium 
organisiert ist, in dem von Wirtschaft und Kommunen so-
wohl die Höhe der Beiträge an den Fonds als auch die Aus-
zahlungsmodalitäten festgelegt werden.

Keine Abgabenpflicht für Verpackungsproduzenten
„Hersteller“ von Verpackungen im Sinne des Verpackungs-
gesetzes sind die Inverkehrbringer der mit Ware befüllten 
Verpackungen, inklusive der Serviceverpackungen – nicht 
die Produzenten der Leerverpackungen. Eine Kostenpflicht 
der Produzenten von (leeren) Verpackungen widerspräche 
der Definition von Verpackungen im Verpackungsgesetz, 
den Regelungen und der Systematik des Entwurfs selbst, 
wäre ineffizient, in der Praxis kaum umsetzbar und würde 
inländische Hersteller benachteiligen.

Die EU-Einweg-Kunststoffprodukte-Richtlinie sieht vor, dass die Kosten der Kommunen für die Sammlung 
und Reinigung des öffentlichen Raums von bestimmten Einweg-Kunststoffprodukten von der Wirtschaft 
übernommen werden sollen. Anders als in anderen EU-Mitgliedstaaten will die Bundesregierung die Rege-
lung nicht im Rahmen der privatwirtschaftlichen Herstellerverantwortung, sondern mittels einer staatlichen 
Sonderabgabe umsetzen, deren Höhe vom Bundesumweltministerium (BMUV) festgelegt und die vom Um-
weltbundesamt (UBA) erhoben würde. Dagegen gibt es erhebliche Bedenken. 

Dafür setzen wir uns ein: 

1. Privatwirtschaftliche Umsetzung statt Abgabe
Anstatt der vorgesehenen 30 neuen Planstellen im 
UBA würde eine privatwirtschaftliche Umsetzung die 
vorhandenen Strukturen, Daten und das Know-how 
der Zentralen Stelle Verpackungsregister nutzen.

2. Kostenberechnung auf Basis des Gewichts
Die Kostenberechnung sollte ausschließlich auf Basis 
des Gewichts der Produkte erfolgen. Eine Berücksich-
tigung von anderen Parameter ist nicht praxisgerecht: 
Volumen verändert sich, Stückzahl ist schwer zu erfas-
sen. Ansonsten droht eine massive Überdeckung der 
tatsächlichen Kosten. 

3. Im Gesetz festlegen, wer wieviel wofür zahlen soll
Im Gesetz sollte geregelt werden, welche Unterneh-
men für welche Produkte in welcher Höhe zahlen sol-
len. Diese Entscheidung sollte nicht – am Parlament 
vorbei – allein von BMUV und UBA getroffen werden.
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Unser Beitrag zum UN-Nachhaltigkeitsziel:

14.1: Bis 2025 alle Arten der Meeresverschmutzung, insbesondere durch vom  
Lande ausgehende Tätigkeiten und namentlich Meeresmüll und Nährstoffbelastung, 
verhüten und erheblich verringern.

12.5: Bis 2030 das Abfallaufkommen durch Vermeidung, Verminderung, Wieder­
verwertung [Recycling] und Wiederverwendung deutlich verringern.
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Die Höhe der Abgabe soll vom BMUV festgelegt werden und ist derzeit Gegenstand eines Forschungsvorhabens. In dem 
UBA-Forschungsprojekt wurde eine Gesamtabgabenhöhe von 456 Mio. € pro Jahr vorgeschlagen, wovon 277 Mio. € auf 
bestimmte Einweg-Kunststoffverpackungen fallen sollen. Problematisch ist u.a., dass die Berechnung nicht ausschließlich 
auf Gewicht basiert, sondern auch Volumen und Stückzahl einbezogen werden. 

Insgesamt 456  
Mio. €/Jahr oder  
5,50 €/Einwohner/ 
Jahr

■ �Einweg-Lebensmittelverpackungen  
inkl. Getränkebehälter und -becher, Tragetaschen

■ �Feuchttücher, Luftballons
■ �Tabakprodukte mit Filter

Wer soll zahlen? 

Der Gesetzentwurf lässt offen, wer in der Wertschöp­
fungskette zahlungspflichtig ist, da neben dem Pro­
duzenten des EWK-Produkts auch dessen Befüller und 
Importeur genannte werden. Das UBA soll festlegen, 
wer zahlungspflichtig ist.

Gegen den Vorschlag, Verpackungsproduzenten zur 
Abgabe heranzuziehen, spricht schon, dass lediglich 
„Tüten und Folienverpackungen mit Lebensmitte­
linhalt“ erfasst sind, leere Verpackungen also nicht. 
Dagegen spricht auch, dass sich im öffentlichen Raum 
als Müll bzw. Abfall nur Lebensmittelverpackungen 
finden, die bereits mit Ware befüllt waren und die von 
den Verbrauchern legal oder illegal entsorgt wurden. 
Schließlich wissen die Verpackungsproduzenten häufig 
gar nicht, womit ihre gewerblichen Kunden die Verpa­
ckungen befüllen.

Welche Kosten sollen erstattet werden?

Hersteller bzw. Inverkehrbringer bestimmter Einwegkunst­
stoffprodukte (s.u.) sollen anteilig die Kosten der Kommu­
nen tragen für:

1. �die Sammlung der in öffentlichen Sammelsystemen 
entsorgten Abfällen dieser Artikel, einschließlich der 
Infrastruktur und ihres Betriebs, sowie Kosten für Beför­
derung und Behandlung dieser Abfälle,

2. �behördlich veranlasste Reinigungsaktionen im Zusam­
menhang mit Abfällen dieser Artikel und der anschlie­
ßenden Beförderung, 

3. �Sensibilisierungsmaßnahmen,

4. �ggf. spezifische Behälter für Tabakprodukte.

Erfasst sind bestimmte Einweg-Kunststoff-Produkte, u.a. 
feste und flexible Lebensmittelverpackungen für den 
Sofortverzehr (mit weiteren Anforderungen), Getränke-
behälter und -becher sowie leichte Tragetaschen.

Umlagefähige Gesamtkosten der Kommunen in 
Mio. €/Jahr (Zwischenstand Forschungsprojekt):

Rest-Müll/Abfall
2.092

277
168

10,8

Vorschlag für Abgabenhöhen:
Zwischenstand des  
Forschungsprojekts:
(*basierend auf kombinierter  
Berechnung von Gewicht, Volumen  
und Stückzahl)

 €/t Mio. €
insgesamt  
für Markt*

Mio. €
nur

nach 
Gewicht

Lebensmittelbehälter 188 55 21

Tüten und  
Folienverpackungen 907 68 27

Getränkebehälter (bepfandet) 1 0,4 0,4

Getränkebehälter (unbepfandet) 283 48 31

Getränkebecher 1.311 77 39

Leichte Kunststofftragetaschen 4.010 28 11,4

insgesamt: 277 129,8


